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Biden feiert Erfolg
beim Klimaschutz
Der Senat verabschiedet doch noch ein Reformpaket

Rund 370 Milliarden Dollar
wird Amerika über zehn Jahre
in grüne Energie investieren.
Das Land könnte die notwendigen
Klimaziele nun womöglich
erreichen, glauben Experten.
Ein Teil der Gelder dürfte
allerdings nutzlos verpuffen.

CHRISTIAN WEISFLOG, WASHINGTON

Die Demokraten und ihr Präsident Joe
Biden wollten eigentlich noch viel mehr.
Vor einem Jahr sah der Entwurf für ihr
«Build Back Better»-Gesetz staatliche
Ausgaben von insgesamt 3,5 Billionen
Dollar vor, um in den kommenden zehn
Jahren das Klima zu schützen und diverse
Sozialprogramme zu finanzieren. Im
November verabschiedete das Repräsen-
tantenhaus schliesslich eine abgespeckte
Variante für rund 2 Billionen Dollar, wo-
von 555 Milliarden für den Klimaschutz
vorgesehen waren. Doch das überfrach-
tete Reformpaket scheiterte im Senat.

Nach einer 16-stündigen Marathon-
sitzung brachten die Demokraten am
Sonntag mit hauchdünner Mehrheit aber
doch noch einen Kompromiss durch
den Senat. Da 50 Demokraten für und
50 Republikaner gegen das Reformpaket
stimmten,mussteVizepräsidentin Kamala
Harris letztlich den Stichentscheid fällen.
Das Reformpaket trägt nun den Namen
«Inflation Reduction Act» (IRA) und
verspricht den Wählern künftig nicht nur
sauberere Energie, sondern auch eine
Abschwächung der zurzeit rekordhohen
Teuerung von rund 9 Prozent.

Gewinnsteuer für Unternehmen

UnteranderemdurchdieEinführungeiner
Gewinnsteuer von mindestens 15 Prozent
für grosse Unternehmen und einen Aus-
bau der überlasteten Steuerbehörde soll
der Staat in den nächsten zehn Jahren rund
740 Milliarden Dollar mehr einnehmen.
Damit sollen einerseits die 433 Milliarden
für die Reformprogramme der IRA finan-
ziert und andrerseits die Staatsverschul-
dung gesenkt werden.369 Milliarden Dol-
lar davon sind für den Klimaschutz vor-
gesehen. Das Reformpaket verlängert
zudem Subventionen für Krankenkassen-
prämien und erlaubt der Regierung, ab
2026 die Preise bestimmter rezeptpflichti-
ger Medikamente direkt mit den Pharma-
firmen auszuhandeln.

Die Demokraten versprechen den
Bürgern durch diese Massnahmen tie-
fere Kosten für Energie und Gesund-
heit. Auch hundert Ökonomen gingen in
einem Brief davon aus, dass die erwartete
Reduktion des Staatsdefizits eine abküh-
lende Wirkung auf die Inflation haben
wird. Gleichzeitig begrüssten amerikani-
sche Klimaexperten die umfangreichen
Investitionen in eine grünere Energie-
wirtschaft. «Es macht mich wirklich un-
glaublich optimistisch», sagte etwa Jesse
Jenkins von der Princeton University
gegenüber dem Radiosender NPR.

Das bisher grösste amerikanische
Investitionspaket für den Klimaschutz
könnte die Treibhausgasemissionen bis
2030 um 40 Prozent niedriger als im Jahr

2005 ausfallen lassen, glauben Exper-
ten. Biden hatte ursprünglich zwar eine
Reduktion von 50 Prozent angestrebt.
Aber bereits mit den 40 Prozent könnten
die USA an internationalen Klimakon-
ferenzen künftig wieder als ernstzuneh-
mender Akteur auftreten. Das nun be-
schlossene Reformpaket sei noch nicht
genug, meinte Jenkins. «Aber es hält uns
im Kampf um das Klima im Rennen.»

Grüner Protektionismus

Vor allem mit Steueranreizen sollen
die Produktion und der Verkauf von
Elektromobilen angekurbelt und der
Umstieg auf saubere Energiequellen
von Privathaushalten gefördert wer-
den. Das Gleiche gilt für die Herstel-
lung von Solarzellen,Windturbinen und
Batterien sowie die Förderung von Roh-
stoffen zur Fabrikation von nachhalti-
gen Energielösungen. Gleichzeitig wer-
den Erdölfirmen belohnt oder bestraft,
je nachdem, wie sie ihren Ausstoss von
Methangas handhaben. Knapp 30 Mil-
liarden Dollar fliessen zudem in eine

«grüne Bank», um private Investitionen
mit öffentlichen Geldern zu ergänzen.

Um den demokratischen Senator Joe
Manchin aus dem konservativen West
Virginia für das Reformpaket zu gewin-
nen, waren indes auch schwierige Kom-
promisse notwendig. So sieht die IRA
etwa auch die Vergabe von Lizenzen
für neue Erdölbohrungen im Golf von
Mexiko oder in Alaskas Küstengewäs-
sern vor. Im Förderprogramm von Elek-
tromobilen steckt zudem auch viel Pro-
tektionismus. Gemäss der «Washing-
ton Post» können die Käufer von Elek-
troautos erst in den Genuss des vollen
Steuerabzugs von 7500 Dollar kommen,
wenn die Batterien darin nicht mehr
aus chinesischer Produktion stammen.
Für eine Herstellung der entsprechen-
den Bauteile in den USA fehlen derzeit
aber noch die Lieferketten.Weil die Vor-
schriften in dem Gesetz so streng seien,
erfülle in den USA noch kein Elektro-
auto die Voraussetzungen für die Steuer-
vergünstigungen, schreibt «Politico».

Amerika stehe nun ein langer Weg
bevor, schreibt die «Washington Post».
Sie ruft dabei die Erfahrungen aus dem
2009 unter Präsident Barack Obama
verabschiedeten Stimulus-Paket für den
Klimaschutz in Erinnerung. «Ein Teil des
Geldes wird in Projekte gehen, die nie-
mals realisiert werden oder insgesamt
scheitern werden.» Unabhängig davon
hat Präsident Biden nun einen Erfolg
erzielt, den ihm kaum noch jemand zu-
getraut hätte. Zwar muss das Reform-
paket diese Woche noch vom Reprä-
sentantenhaus verabschiedet werden.
Da die Demokraten dort aber über eine
grössere Mehrheit als im Senat verfügen,
dürfte dies nur noch Formsache sein.

US-Reformpaket
Medikamentenpreise: Die Pharma-
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Wer hat die Nase vorn
bei KI und 5G?

Der Wettstreit zwischen Peking und Washington dreht sich immer stärker um Zukunfts-
technologien. China hat die USA als führender Hersteller von Hightech-Produkten ab-
gelöst, doch die zugrunde liegenden Technologien kommen meist aus den USA. China
hat aber teilweise zu seinem Rivalen aufgeholt oder ihn überholt. Ein Vergleich von
fünf Bereichen zeigt, wo die beiden Länder heute stehen. Wirtschaft, Seite 20, 21

Verband warnt vor
eklatantem Lehrermangel
Die «oberste Lehrerin» der Schweiz sieht die Bildungsqualität in Gefahr

MICHELE COVIELLO, ISABEL HEUSSER

In einigen Kantonen hat am Montag das
Schuljahr wieder begonnen – mit gros-
sen Problemen, wie der Dachverband
Lehrerinnen und Lehrer Schweiz (LCH)
in einer Pressekonferenz in Bern mit-
teilte.Der Personalmangel sei «eklatant»,
sagte die LCH-Zentralpräsidentin Dag-
mar Rösler. Die Qualität der Ausbildung
sei in Gefahr, das bereite ihr grosse Sor-
gen.DerVerband habe seit Jahren darauf
hingewiesen, doch die Schulen müssten
nun die Untätigkeit der Politik ausbaden,
sagte Rösler.Im KantonAargau etwa,der
am Montag den Unterricht wiederaufge-
nommen hat, sind laut Rösler 223 Stel-
len noch offen.DieWestschweiz sei leicht
weniger betroffen, besonders stark seien
es der Aargau und der Kanton Bern.

Notfallmassnahme in Zürich

Der Mangel bestehe aufgrund der demo-
grafischen Entwicklung mit zahlreichen
Pensionierungen von Lehrkräften und
der steigenden Zahl an Schülerinnen und
Schülern. Oft würden Stellen mit Perso-
nen besetzt, die nicht adäquat für die Auf-
gabe oder die jeweilige Stufe ausgebildet
seien. Im Kanton Bern seien 10 Prozent
der Lehrerstellen davon betroffen. Zu-
sammen mit dem Syndicat des enseig-
nantes et enseignants stellt der LCH des-
halb Forderungen. Es brauche etwa eine
finanzielle Unterstützung für Personen
in Ausbildung und Entlastung für Klas-
senlehrerinnen und -lehrer. Image und
Attraktivität des Berufes müssten ver-

bessert werden. Einzelne Kantone hätten
schon Massnahmen eingeleitet, es handle
sich aber um Notlösungen.

Der Ukraine-Krieg habe nichts mit
dem Mangel an Lehrkräften zu tun, die-
ser hätte bereits davor bestanden, sagte
Rösler. Trotzdem bringe die Ukraine-
Krise neue Herausforderungen. Wie
Antoinette Killias, Zentralsekretärin des
LCH, ausführte, braucht es zusätzliche
Ressourcen für die Flüchtlingskinder im
schulpsychologischen Bereich wie auch
im Bereich der Sozialarbeit.

Im Kanton Zürich fängt der Unter-
richt am 22. August wieder an. Kurz vor
den Sommerferien waren fast 250 Stellen
in der Volksschule unbesetzt, jetzt sind es
noch 40 – gemessen an den rund 21 400
Stellen im Kanton eine recht tiefe Zahl.
Christian Hugi, Präsident des Zürcher
Lehrerinnen- und Lehrerverbands, führt
dies darauf zurück, dass Schulen offene
Stellen durch ein Vikariat besetzen lassen
konnten. Zudem erlaubt die Bildungs-
direktion als Notfallmassnahme, dass
Personen ohne Lehrerdiplom unterrich-
ten dürfen. «Das ist für die Schulgemein-
den sicher eine Entlastung», sagt Hugi.

Allerdings dürften die Risiken dieser
Übergangslösung nicht unterschätzt wer-
den. «Wenn der Eindruck entsteht, dass
Motivation und ein Händchen für Kin-
der für den Lehrerberuf reichen, ist das
falsch.» Es gehe nicht nur darum, Wis-
sen zu vermitteln. «Die verbale und non-
verbale Kommunikation mit den Kindern
ist enorm wichtig. Das wird in der Ausbil-
dung vermittelt», sagt Hugi. Abzuwarten
bleibe zudem, wie Eltern darauf reagier-

ten, wenn der Sprössling von einer Per-
son ohne Ausbildung unterrichtet werde.

Hugi blickt bereits Richtung Ende
der Herbstferien, wenn die Vikariate
auslaufen. «Dann wird sich zeigen, ob
diese offenen Stellen besetzt werden
können.» Er hofft, dass möglichst viele
Personen, die ohne Diplom im Klassen-
zimmer stehen, eine Ausbildung begin-
nen. «Für diejenigen, die mitten im Be-
rufsleben stehen und sich einen längeren
Lohnausfall eigentlich nicht leisten kön-
nen, braucht es aber Anreize.» Und par-
allel dazu müsse die Zürcher Bildungs-
direktion Lehrpersonen möglichst rasch
entlasten, damit sich diese wieder ihrem
eigentlichen Auftrag widmen könnten:
dem Unterrichten. Sonst seien Lehr-
personen, die frisch anfingen, rasch ent-
mutigt – und verliessen den Beruf wieder.

Pensen aufstocken

Aus Sicht der zuständigen Regierungs-
rätin Silvia Steiner (Mitte) wäre das ein-
fachste Mittel gegen den Lehrermangel
eine Aufstockung der Pensen. Im Schul-
jahr 2020/21 lag der durchschnittliche Be-
schäftigungsgrad bei 69 Prozent. Gegen-
über der NZZ hatte die Bildungsdirek-
tion vor den Sommerferien angegeben,
bereits weitere Massnahmen getroffen zu
haben. Unter anderem würden Schulen
bei der Integration und Begleitung von
Personen ohne Lehrerdiplom mit An-
geboten der Pädagogischen Hochschule
entlastet. Diplomlosen Neu-Lehrern, die
sich bewährten, wolle man den Zugang
zur Hochschule erleichtern.
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